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a) Lassen  sich bei dem  vorübergehenden E n tzug der G e­
brauchsm öglichkeit eines ausschließlich gew erblich genutz­
ten Fahrzeugs die materiellen A usw irkungen des A usfalls des 
Fahrzeugs quantifizieren, kann eine (abstrakte) N u tzun gsau s­
fallentschädigung nicht verlangt w erden. D as gilt unabhängig 
davon, ob  das ausgefaller-itr'^ jrzcug unm ittelbar der G ew inn­
erzielung dient, w eil der Ertrag allein mit Transportleistungen 
erzielt w ird, oder nur mittelbar, nämlich zur U nterstützung 
einer anderen.gewerblichen Tätigkeit eingesetzt wird.
b) D er Betriebsbereitschaft eines ausschließlich gewerblich 
genutzten Fahrzeugs, also seiner ständigen Verfügbarkeit und 
Einsatzfähigkett, kom m t kein eigenständiger Verm ögensw ert 
zu , weshalb der vorübergehende E n tzug der G ebrauchsm ög­
lichkeit als solcher kein Schaden ist. D er G eschädigte kann für 
die G ebrauchsentbehrung -  unabhängig vom  Eintritt eines 
Erw erbsschadens oder darüber hinaus — keine (abstrakte oder 
an den Vorhaltekosten orientierte) N utzungsausfallentschädi­
gung verlangen.
c) D ie Rechtsprechung, w onach die infolge eines zum  Scha­
densersatz verpflichtenden Ereign isses entfallende M öglich­
keit des G eschädigten, private, eigenw irtschaftlich genutzte 
Sachen oder G üter plangem äß verwenden oder nutzen zu 
können, einen ersatzfähigen Verm ögensschaden darstellen

. kann, ohne dass hierdurch zusätzliche K osten  entstanden 
oder Einnahm en entgangen sind, ist au f die N u tzun g von 
Sachen oder G ütern, die ausschließlich erw erbswirtschaftlich 
genutzt werden, nicht übertragbar...................................................  270

a) D ie Unentgeltlichkeit einer Leistung ist nach den rechtli­
chen und tatsächlichen Verhältnissen in dem  Zeitpunkt zu  be­
urteilen, in dem  die jew eilige Leistung vorgenom m en wurde.
b) Eine erst nach der angefochtenen Rechtshandlung ausge­
sprochene materiellrechtlichc Anfechtung eines Vertrags führt 
nicht zur Inkongruenz der Leistung.
c) Eine im Zeitpunkt der Rechtshandlung bestehende m ate­
riell-rechtliche A nfechtbarkeit eines Vertrags begründet die 
Inkongruenz der Leistung nur dann, wenn dem Schuldner 
ein materiell-rechtliches Anfechtungsrecht zustand; es genügt 
nicht, wenn nur der Insolvenzgläubigcr anfcchtcn kann.
d) Eine in allgem einen Geschäftsbedingungen eines N ach ­
rangdarlehens geregelte vorinsolvenzliche D urchsetzungs- 
sperrc (qualifizierter Rangrücktritt), nach welcher Rückzah- 
lungs- und Z insansprüche des D arlehensgebers insbesondere 
bei einem Vcrm ögensverfall des Darlehensnehm ers bereits au­
ßerhalb eines Insolvenzvcrfahrens eingeschränkt sind, ist als 
Abrede über den unmittelbaren Gegenstand der H auptleis- 
tung des N achrangdarlehens der Inhaltskontrolle entzogen.
e) In allgemeinen G eschäftsbedingungen gegenüber Ver­
brauchern ist eine qualifizierte Nachrangvereinbarung nur 
dann hinreichend transparent, wenn aus ihr die Rangtiefe, die 
vorinsolvenzliche D urchsetzungssperre, deren D auer und die 
Erstreckung auf die Zinsen klar und unmissverständlich her­
vorgehen. K nüpft eine solche Klausel die vorinsolvenzliche 
D urchsetzungssperre an das Entstehen von Insolvenzeröff- 
nungsgründen, m uss sie die erfassten Insolvenzeröffnungs- 
gründe klar und unm issverständlich bezeichnen........................  280
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Im  R e c h t s s t r c ^ i j s r  eine Präm ienanpassung in der K ranken­
versicherung gemäß § 203 A bs. 2 Satz  1 W G  ist die Unabhän­
gigkeit des zustim m enden Treuhänders von den Zivilgerich- 
ten nicht gesondert zu  überprüfen...................................................
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